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Impfanreize als
Korrumpierung der Bürger
Der Bundesrat schlägt vor, mit einem 50-Franken-Gutschein
Bürger dazu zu verführen, impfskeptische Mitbürger davon
zu überzeugen, sich impfen zu lassen. Das ist keine gute Idee.
Gastkommentar von Reinhard K. Sprenger

Platon nennt jenen Führer einer Polis «tugendhaft»,
der seine Aufgabe lustlos erledigt. Richtig gelesen:
lustlos.Andernfalls sei er anfällig für Leidenschaf-
ten aller Art. Das mache ihn launisch und daher
unberechenbar. Zum anderen neige er dazu, Rege-
lung über Regelung zu erlassen, sich in denVorder-
grund zu drängen und damit die Menschen zu be-
vormunden.

Diese Lektion scheint heute vergessen.Auf der
individuellen Seite der Polis dominieren kurzsich-
tige und geltungssüchtige Politiker, auf der insti-
tutionellen Seite verleitet ein Strukturdefekt der
Demokratie dazu, in hoher Frequenz politischeTat-
kraft wählerwirksam zu demonstrieren. Aus dem
Handbuch für Politiker: «Sorge für die rasche Be-
hebung des Symptoms, nicht des Problems, denn
nichts lenkt besser ab als eine rasche Aktion an
der falschen Stelle.» Das Ergebnis sind schlecht
gemachte und hastig beschlossene Entscheide und
Gesetze.DieseMechanik spielt gegenwärtig im Be-
mühen der Politik, die stockende Impfkampagne zu
dynamisieren.Grundsätzlich kann sie dabei wählen
zwischen den Anreiz-Strategien «Bestechen» oder
«Bestrafen». Oder einer Kombination von beiden.
Was ist vorzuziehen? Die Erfahrung zeigt:Die Peit-
sche ist deutlich effektiver als Zuckerbrot.

Schon allein die Androhung von Strafe wirkt.
Das mag nicht besonders sympathisch klingen und
bei Luxusproblemen auch nicht ersteWahl sein.Bei
fundamentalen Gemeinwohlinteressen, wenn etwa
die pandemischen Gesamtkosten die Steuerungs-
kosten überwiegen, ist die Bestrafung vorzuziehen.
Konkret:Ausschluss von öffentlichenVeranstaltun-
gen und Orten, kein Kino, kein Restaurant, kein
Gottesdienst, keine Lohnfortzahlung bei Quaran-
täne, hohe Preise für Testverfahren. Wer da sagt,
das sei ein «indirekter Impfzwang» oder ein «Impf-
zwang durch die Hintertür», der überspielt mit dem
Wort «Zwang» seinen Kategorienfehler. Niemand
wird gezwungen, sich impfen zu lassen, aber dieser
Nichtzwang wird teurer. Das ist wählbar und das
Ergebnis individueller Güterabwägung.Denn Frei-
heit ist immer dieWahl ihrer Grenzen.

Obman jedoch überhaupt zu Freiheitsbeschrän-
kungen greifen sollte, vor allem zur doch sehr dras-
tischen Segregation der Bevölkerung in Geimpfte
und Ungeimpfte, ist angesichts ungesicherterWirk-
samkeit derMassnahmenmehr als fragwürdig.Kal-
kuliert man ein konkretes Risiko, das datenbasiert
mit allgemeinen Lebensrisiken abzugleichen ist?
Oder sieht man ganz allgemein Gefahren und
träumt sich mit Null-Covid-Illusionen an der Ver-
hältnismässigkeit der Eingriffe vorbei?

Die Politik meidet die Klarheit der Bestra-
fung und schminkt sich lieber freundlich. So etwa
der Vorschlag des Bundesrats, mit einem 50-Fran-
ken-Gutschein ein Milizsystem von Blockwarten
für Volksgesundheit zu motivieren, impfskepti-
sche Mitbürger zu konvertieren. Jeder des anderen
Krankenwärter – Ornament des Totalitären. Was
ist davon zu halten? Bleiben wir nüchtern, dann
sprechen wir vom sogenannten «Prinzipal-Agen-
ten-Problem».Es beschreibt dieTatsache, dass Poli-
tik und Bürger nicht unbedingt dieselben Interes-
sen verfolgen. Polemischer aus Sicht der Politik:
Das Volk, der grosse Lümmel, ist widerborstig.

Aber kann der Gutschein funktionieren? Unwahr-
scheinlich. Überzeugte Impfgegner – und unter
ihnen sind häufig sehr reflektierteMenschen – wird
man weder dazu bewegen, sich selbst impfen zu las-
sen, noch andere dazu zu motivieren. ImGegenteil:
Sie werden sich bestätigt fühlen, es wird sie mög-
licherweise sogar noch unwilliger machen.Wer be-
sticht, kommuniziert immer mit, dass es berechtigte
Gründe gibt, etwas nicht zu tun.

Dazu kommt das Problem der Spät- und Neben-
wirkungen: Freiwillig Geimpfte werden es als unge-
recht erleben, wenn ihnen die Prämie vorenthalten
wird.Manche werden spekulieren, dass sie nur lang
genug passiv bleiben müssen, damit die Prämie er-
höht wird.Das Reizniveau muss beim nächstenMal
höhergeschraubt werden, um die gleiche Reaktion
zu erzeugen – das kann bei Auffrischungsimpfun-
gen uferlos wuchern. Dem Impfen wird der intrin-
sisch erstrebenswerte Eigenwert abgesprochen.

Korrumpierung der Bürger: Sie tun etwas, was
ihnen sinnlos erscheint, aber um der Prämie wil-
len tun sie es dennoch; das ist staatlich induzierte
Sinnzerstörung. Jede Prämie wird zur Rente: Die
Gesellschaft gewöhnt sich an Prämien, entwickelt
Belohnungssucht, wird zur Drogenszene; ohne
Prämie wird bald kein wünschenswertes Verhal-
ten mehr gezeigt.Wichtiger noch:Wie schaut diese
Politik den Bürger an? Offenbar als ungebildetes
Kind. Oder als vernunftverweigernden Erwachse-
nen. Oder als Testperson: Wie käuflich ist er? In
jedem Fall aber als Reiz-Reaktions-Automaten –
ein eigentlicher Angriff auf die Menschenwürde.

Wer mit Bestechungspolitik Menschen zum
Handeln drängt, und sei es noch so sehr im Inter-
esse aller, behandelt Bürger nicht als mündig, son-
dern als Objekte administrativer Manipulation.
Deshalb noch einmal die Frage: Sind Schweizer
Bürger käuflich? Hoffentlich nicht viele!

Reinhard K. Sprenger ist Philosoph, Managementberater
und Autor von «Magie des Konflikts. Warum ihn jeder
braucht und wie er uns weiterbringt» (DVA, 2020).

Überzeugte Impfgegner wird man auch mit einer monetärenAnreizstrategie nicht motivieren können. KEYSTONE
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Lasst uns über Gefährder
sprechen
Polizeiarbeit ist zunehmend präventiv orientiert. Durch diese
«Vorverlagerung» polizeilicher Massnahmen verwischen sich
die Grenzen zwischen Polizei- und Strafrecht immer mehr.
Gastkommentar von Monika Simmler und
Nora Markwalder

«Gefährder» und «Bedrohungsmanagement»:
Diese Begriffe wurden bei der Abstimmung zum
Gesetz über polizeilicheMassnahmen zur Bekämp-
fung von Terrorismus (PMT) kontrovers disku-
tiert.Aus rechtsstaatlicher Sicht als besonders hei-
kel wurde dabei die Möglichkeit beurteilt, ausser-
halb eines Strafverfahrens präventiveMassnahmen
wie Hausarrest gegen sogenannte Gefährder aus-
zusprechen. Solche Fragen sind aber nicht nur bei
der Terrorismusbekämpfung aktuell. Sie beschäf-
tigt die polizeiliche Präventionsarbeit schon lange.
In den meisten Kantonen sind die Gefährder bzw.
ihr «Management» polizeilicher Alltag. Und den-
noch ist dort der Ruf nach rechtsstaatlichen Gren-
zen deutlich leiser zu vernehmen.Warum?

Ob Basel-Stadt, Luzern oder Solothurn: Viele
kantonale Polizeigesetze wurden in den letzten Jah-
ren revidiert. Dies ist nicht nur notwendigen legis-
tischen Updates geschuldet, sondern auch tatsäch-
lichen Neuerungen in der Polizeiarbeit.Diese (und
im Übrigen auch das Strafrecht) ist zunehmend
präventiv orientiert. Die «Vorverlagerung» polizei-
licher Massnahmen findet am offensichtlichsten im
kantonalen Bedrohungsmanagement Niederschlag.
Als «historischer» Anstoss gilt das Zuger Attentat
vor zwanzig Jahren, noch mehr jedoch der Dop-
pelmord von Pfäffikon im Jahr 2011. Der Täter sei
«polizeibekannt» gewesen, schrieben die Medien
damals. Der Aufschrei war gross.Warum hatte die
Polizei die Gefahr nicht erkannt?Warum hatte sie
nicht früher eingegriffen?

Jedenfalls ist das Bedrohungsmanagement in
den Kantonen mittlerweile installiert. Es werden
Gefährder identifiziert, Risiken analysiert und Ge-
fährderansprachen durchgeführt.Kurz:Man behält
die Gefährder im Blick. Natürlich wird die Polizei
nicht ohne Anlass tätig.Wer als Gefährder gilt, ist
negativ aufgefallen, häufig im Kontext häuslicher
Konflikte.Manchmal laufen bereits Strafverfahren
wegen anderer Vorkommnisse, oder es liegen Mel-
dungen von Behörden wie der Kesb vor.

Anders als in einem Strafverfahren geht es nicht
um die Aufklärung von Delikten oder Bestrafung.
Es geht um Deeskalation. Gewaltspiralen sollen
durchbrochen, Gefährder mittels Interventionen
wieder auf den richtigen Pfad gebracht werden.Da-
bei stehen die Instrumente des Strafprozesses nicht
zur Verfügung, weil z. B. kein Strafantrag vorliegt
oder die Drohung zu subtil war.

Das Bedrohungsmanagement zu charakteri-
sieren, ist allerdings schwierig. Es ist Sozialarbeit,
manchmal eher Bewährungshilfe, manchmal
schlicht Überwachung und Kontrolle. Anders als

bei derAusnahmeerscheinung des – nun durch das
PMT regulierten – terroristischen Gefährders sind
die Ansprüche an das Management der «verblei-
benden» Gefährder deutlich diverser.

Fakt ist jedoch, dass die Interventionen ein-
schneidend sein können und in die Grundrechte
der Betroffenen eingreifen. Die Diversität des Be-
drohungsmanagements erklärt wohl auch dieMühe
damit, es zu regulieren. Rechtsstaatlich essenziell
ist aber: Die polizeilichen Massnahmen erfolgen
ausserhalb des Strafverfahrens und damit ausser-
halb des Strafprozessrechts, der strafprozessualen

Garantien. Gefährder haben keine Rechtsanwäl-
tin zur Seite, sie haben keineTeilnahmerechte oder
Akteneinsichtsrecht. Sie haben, wenn wir ehrlich
sind, noch gar nicht wirklich eine Rechtsstellung.
Sie sind dem Polizei- und dem Strafrecht neu.

Bis anhin hat sich die Polizei auf Personen zu
konzentrieren, die Straftaten begangen haben oder
bei denen solche unmittelbar drohten. Jetzt genügt
für Grundrechtseingriffe bereits die Annahme, je-
mand könnte allenfalls in Zukunft eine Straftat
begehen. Das ist ungleich heikler. Die Grenzen
zwischen Polizei- und Strafrecht verwischen sich
immer mehr.Wir können das Bedrohungsmanage-
ment fundamental kritisieren und ihm die Existenz-
berechtigung abschreiben.Wir können auch akzep-
tieren, dass es hier neue Bedürfnisse gibt.

So oder so ist zu fordern, dass dieser Bereich
rechtsstaatlich adäquat geregelt wird. Das trifft
heute noch nicht zu.Es braucht gesetzliche Grund-
lagen, es braucht Verfahrensrechte, es braucht
einen politischen und rechtswissenschaftlichen Dis-
kurs darüber,wer Gefährder sind und wie auch ihre
Rechte gewahrt werden können. Fundamentale
Verfahrensgarantien dürfen nicht umgangen wer-
den. Das Bedrohungsmanagement darf kein Wolf
im Schafspelz sein, kein Strafrecht «light». Grund-
rechtseingriffe bedürfen demokratisch legitimierter
Grundlagen, auch oder gerade wenn sie sich gegen
als gefährlich eingestufte Personen richten.

DieserDiskurs wird zu langsam geführt:Die Pra-
xis ist schneller als das Recht.Das ist einMissstand.
Die Politik ist gefordert, hier vorwärtszumachen.Es
muss diskutiert werden, ob wir diese Vorverlage-
rung der Polizeiarbeit wollen und, falls ja, wie wir
ihr ein rechtsstaatlich akzeptables Kleid geben kön-
nen.Derweil sind dieMassnahmen längst imGang.
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